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Sachstandsbericht per 20.11.2007  
 
Nachstehend berichten wir über den Stand der Dinge bei den Fonds der Bankgesellschaft, soweit 
wir mit diesen befasst sind. Bitte entnehmen Sie diesem Bericht zunächst einige allgemeine 
Informationen (dazu unter 1.). Im Anschluss daran gehen wir die Gerichtsverfahren für jeden 
Fonds einzeln durch (dazu unter 2.). Sodann berichten wir Ihnen über die aktuellen Entwicklungen 
auf Fondsebene (dazu unter 3.). Abschließend geben wir Ihnen unsere Einschätzung des weiteren 
Ablaufs (dazu unter 4.).  
 
1.  Allgemeines  
 
Wir freuen uns, Ihnen über einen insgesamt positiven Verlauf der Klageverfahren berichten zu 
können. In nahezu sämtlichen Klageverfahren steht es mittlerweile außer Frage, dass die 
Angebotsprospekte erhebliche Fehler aufweisen und die IBV als Gründungsgesellschafterin für die 
fehlerhaften Angaben haftet. Die IBV wurde in einer Vielzahl von Einzelklageverfahren (und einer 
Sammelklage) bereits zum Schadensersatz verurteilt. Im Hinblick auf die Haftung der LBB kam 
es nunmehr erstmals auch zu einer Verurteilung durch das Landgericht Berlin, und zwar 
nicht nur aus Prospekthaftung, sondern wegen Kapitalanlagebetruges! Auch hat das 
Kammergericht einen Hinweisbeschluss erlassen, dem sich entnehmen lässt, unter welchen 
Voraussetzungen es die LBB verurteilen wird. Wir sind daher zuversichtlich, dass sich die Kläger 
auch gegenüber der Beklagten LBB in absehbarer Zeit insgesamt durchsetzen werden.  
 
Im Hinblick auf die Anrechnung von Steuervorteilen beginnt unsere bisherige Arbeit ebenfalls, 
Früchte zu tragen. Im Sommer 2007 ergingen vier Urteile in Parallelverfahren zum IBV Fonds 
Deutschland 2, in denen nach Anhörung der Kläger die Kammer zu Recht zu der Überzeugung 
gelangte, dass Steuervorteile nicht vom Schadensersatz abzuziehen seien, weil die Kläger bei 
richtiger Aufklärung statt des dort streitgegenständlichen Fonds IBV D 2 eine andere Kapitalanlage 
mit Steuervorteil gezeichnet hätten. Ebenso entschied eine andere Kammer zum LBB Fonds 5. 
Zwischenzeitlich ist auch zum IBV Deutschland 3 ein Urteil ergangen, in dem Steuervorteile nicht 
abgezogen worden sind. Die Gefahr für die Gegenseite, auch in Ihrem Prozess zu einem sehr 
empfindlichen Schadensersatz verurteilt zu werden, der über das Abfindungsangebot hinausgeht, 
hat sich daher weiter konkretisiert. Aus unserer Sicht verstärkt der bisherige Verfahrensverlauf den 
Druck auf die Beklagten, erneut eine gütliche und für die Anleger annehmbare Einigung zu suchen. 
Für uns ist zwischenzeitlich deutlich geworden, was im Einzelnen vorgetragen werden muss, damit 
Steuervorteile nicht schadensminderd abgezogen werden. Wir sind derzeit dabei, dies für jeden 
einzelnen Kläger aufzubereiten. 
 
Ein Wort zum Zeitfaktor: Der Kampf mit der Bankgesellschaft zieht sich länger hin als erwartet. 
Warum das so ist und in welchem zeitlichen Rahmen wir mit einer abschließenden Lösung 
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rechnen dürfen, dazu unter Ziffer 4.). Bereits an dieser Stelle möchten wir aber darauf hinweisen, 
dass in der zeitlichen Verzögerung für die Kläger an einer Stelle auch ein Vorteil liegt: Während 
der gesamten Dauer des Rechtsstreits läuft der sogenannte „Rechtshängigkeitszins“ zu Gunsten 
der Kläger weiter. Dieser „Rechtshängigkeitszins“ liegt 5 %-Punkte über dem jeweiligen 
gesetzlichen Basiszinssatz, also schon in den vergangenen zwei Jahren über 7 % jährlich, 
derzeit sogar etwas über 8 % jährlich. Die Kläger haben also – einen positiven 
Gesamtabschluss der Angelegenheit einmal unterstellt – keinen wirtschaftlichen Schaden, sondern 
eher einen Nutzen aus der Verzögerung.  
 
2.  Der bisherige Verfahrensablauf  
2.1 Zur Darstellungsweise 
 
In diesem Abschnitt werden wir zu jedem einzelnen Fonds stichpunktartig folgende Punkte 
ansprechen:  
 

- bisher vorliegende Urteile 
- bevorstehende Termine in Einzelklageverfahren 
- Sachstand der Sammelklage 
- Sachstand der Verfahren nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz (KapMuG) 
- Sonstiges 

 
Nach den einzelnen Fonds folgen unter 2.23 und 2.24 noch zwei allgemeine Informationsblöcke. 
 
2.2 LBB-Fonds 3 

- bisher vorliegende Urteile: keine 
- bevorstehende Termine in Einzelklageverfahren: die vorgesehenen Termine am 

06.11.2007 hat das Landgericht in den April 2008 verlegt. Begründung: Arbeitsüberlastung. 
- Sachstand der Sammelklage: mündliche Verhandlung, vorgesehen für den 06.11.2007, 

ebenfalls verlegt in den April 2008 
- Sachstand der Verfahren nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz (KapMuG): In 

diesem Fonds keine Anträge gestellt. 
- Sonstiges: LG Nürnberg hat auf unsere Klage hin die Beschlüsse über die Abschaffung des 

Minderheitenschutzes für nichtig erklärt. Land und Bankgesellschaft können daher in 
diesem Fonds bis auf weiteres nicht gegen den Willen der Anleger-Gesellschafter agieren, 
insbesondere den Fonds nicht zu Konditionen liquidieren, die den Interessen der Anleger 
entgegenstehen, und keine Immobilien des Fonds zu Preisen verkaufen, die den 
wirtschaftlichen Interessen der Anleger nicht Rechnung tragen, sondern nur denen der 
Garanten.  

 
2.3 LBB-Fonds 4 

- bisher vorliegende Urteile: keine 
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- Termine in Einzelklageverfahren: erstmals 23.10.2007. Äußerungen des Gerichts weisen 
darauf hin, dass die IBV verurteilt werden wird. Das Urteil liegt noch nicht vor.  

- Sachstand der Sammelklage: noch nicht terminiert 
- Sachstand der Verfahren nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz (KapMuG): in 

diesem Fonds keine Anträge gestellt. 
- Sonstiges: LG Berlin hat auf unsere Klage hin die Beschlüsse über die Abschaffung des 

Minderheitenschutzes für unwirksam erklärt. Land und Bankgesellschaft können daher in 
diesem Fonds bis auf weiteres nicht gegen den Willen der Anleger-Gesellschafter agieren, 
insbesondere den Fonds nicht zu Konditionen liquidieren, die den Interessen der Anleger 
entgegenstehen, und keine Immobilien des Fonds zu Preisen verkaufen, die den 
wirtschaftlichen Interessen der Anleger nicht Rechnung tragen, sondern nur denen der 
Garanten. (Bei diesem Urteil handelt es sich um ein Versäumnisurteil; im 
Einspruchsverfahren hat die Gegenseite Wiedereinsetzung erhalten, Fortsetzung 
voraussichtlich im März 2008). 

 
2.4 LBB-Fonds 5 

- bisher vorliegende Urteile: ein Urteil in einem Einzelklageverfahren liegt vor. IBV wurde 
verurteilt. LBB wurde nicht verurteilt. Voller Schadensersatz, kein Abzug von 
Steuervorteilen. Berufung läuft (Gegenseite will in der Berufung Klagabweisung erreichen, 
wir wollen Mitverurteilung der LBB erreichen). 

- bevorstehende Termine in Einzelklageverfahren: diverse 
- Sachstand der Sammelklage: noch nicht terminiert 
- Sachstand der Verfahren nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz (KapMuG): in 

diesem Fonds keine Anträge gestellt 
- Sonstiges: Wir haben für einige Mandanten Klage gegen die Abschaffung des 

Minderheitenschutzes eingereicht. Das Verfahren läuft, ein Urteil liegt noch nicht vor. Ziel 
ist auch hier, dass Land und Bankgesellschaft in diesem Fonds bis auf weiteres nicht 
gegen den Willen der Anleger-Gesellschafter agieren, insbesondere den Fonds nicht zu 
Konditionen liquidieren können, die den Interessen der Anleger entgegenstehen, und keine 
Immobilien des Fonds zu Preisen verkaufen können, die den wirtschaftlichen Interessen 
der Anleger nicht Rechnung tragen, sondern nur denen der Garanten.  

 
2.5 LBB-Fonds 6 

- bisher vorliegende Urteile: keine 
- bevorstehende Termine in Einzelklageverfahren: keine 
- Sachstand der Sammelklage: noch nicht terminiert 
- Sachstand der Verfahren nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz (KapMuG): 

Anträge nach dem KapMuG sind in ausreichender Zahl gestellt (>10). Vorlagebeschluss ist 
ergangen, das Verfahren wird zeitnah durchgeführt.  

- Sonstiges: Wir haben für einige Mandanten Klage gegen die Abschaffung des 
Minderheitenschutzes eingereicht. Das Verfahren läuft, ein Urteil liegt noch nicht vor. Ziel 
ist auch hier, dass Land und Bankgesellschaft in diesem Fonds bis auf weiteres nicht 
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gegen den Willen der Anleger-Gesellschafter agieren, insbesondere den Fonds nicht zu 
Konditionen liquidieren können, die den Interessen der Anleger entgegenstehen, und keine 
Immobilien des Fonds zu Preisen verkaufen können, die den wirtschaftlichen Interessen 
der Anleger nicht Rechnung tragen, sondern nur denen der Garanten.  

 
2.6 LBB-Fonds 7 

- bisher vorliegende Urteile: keine 
- bevorstehende Termine in Einzelklageverfahren: keine 
- Sachstand der Sammelklage: noch nicht terminiert 
- Sachstand der Verfahren nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz (KapMuG): 

Anträge nach dem KapMuG sind in ausreichender Zahl gestellt (>10). Vorlagebeschluss ist 
noch nicht ergangen.  

- Sonstiges: Wir haben für einige Mandanten Klage gegen die Abschaffung des 
Minderheitenschutzes eingereicht. Das Verfahren läuft, ein Urteil liegt noch nicht vor. Ziel 
ist auch hier, dass Land und Bankgesellschaft in diesem Fonds bis auf weiteres nicht 
gegen den Willen der Anleger-Gesellschafter agieren, insbesondere den Fonds nicht zu 
Konditionen liquidieren können, die den Interessen der Anleger entgegenstehen, und keine 
Immobilien des Fonds zu Preisen verkaufen können, die den wirtschaftlichen Interessen 
der Anleger nicht Rechnung tragen, sondern nur denen der Garanten.  

 
2.7 LBB-Fonds 8 

- bisher vorliegende Urteile: keine 
- Termine in Einzelklageverfahren: Zwei Einzelklageverfahren wurden bereits mündlich 

verhandelt. Am 23.10.2007 erging ein Hinweisbeschluss, welche Passagen des Prospektes 
das Gericht für fehlerhaft hält und zu welchen Fragen noch weiter vorgetragen werden 
muss. Dies wird derzeit abgearbeitet. Weitere Verhandlungstermine sind noch nicht 
angesetzt. 

- Sachstand der Sammelklage: noch nicht terminiert 
- Sachstand der Verfahren nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz (KapMuG): 

Anträge nach dem KapMuG sind in ausreichender Zahl gestellt (>10). Vorlagebeschluss ist 
noch nicht ergangen.  

- Sonstiges: Wir unterstützen eine Kanzlei, die Klage gegen die Abschaffung des 
Minderheitenschutzes führt. Das Verfahren läuft, ein Urteil liegt noch nicht vor. Ziel ist auch 
hier, dass Land und Bankgesellschaft in diesem Fonds bis auf weiteres nicht gegen den 
Willen der Anleger-Gesellschafter agieren, insbesondere den Fonds nicht zu Konditionen 
liquidieren können, die den Interessen der Anleger entgegenstehen, und keine Immobilien 
des Fonds zu Preisen verkaufen können, die den wirtschaftlichen Interessen der Anleger 
nicht Rechnung tragen, sondern nur denen der Garanten.  

 
2.8 LBB-Fonds 9 

- bisher vorliegende Urteile: keine 
- bevorstehende Termine in Einzelklageverfahren: ab Januar 2008 
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- Sachstand der Sammelklage: noch nicht terminiert 
- Sachstand der Verfahren nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz (KapMuG): 

Anträge nach dem KapMuG sind in ausreichender Zahl gestellt (>10). Vorlagebeschluss ist 
noch nicht ergangen.  

 
2.9 LBB-Fonds 10 

- bisher vorliegende Urteile: zwei Urteile in Einzelklageverfahren liegen vor. IBV wurde 
verurteilt. LBB wurde nicht verurteilt. LG erkennt auf Abzug von Steuervorteilen, Berufung 
läuft (Gegenseite will in der Berufung Klagabweisung erreichen, wir wollen Mitverurteilung 
der LBB und vollen Schadensersatz ohne Abzüge erreichen). 

- bevorstehende Termine in Einzelklageverfahren: ab 17.10.2007 
- Sachstand der Sammelklage: noch nicht terminiert 
- Sachstand der Verfahren nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz (KapMuG): 

Anträge nach dem KapMuG sind in ausreichender Zahl gestellt (>10). Vorlagebeschluss ist 
noch nicht ergangen.  

 
2.10 LBB-Fonds 11 

- bisher vorliegende Urteile: vier Urteile in Einzelklageverfahren liegen vor. IBV wurde 
verurteilt. LBB wurde nicht verurteilt. LG erkennt auf Abzug von Steuervorteilen, Berufung 
läuft (Gegenseite will in der Berufung Klagabweisung erreichen, wir wollen Mitverurteilung 
der LBB und vollen Schadensersatz ohne Abzüge erreichen). 

- bevorstehende Termine in Einzelklageverfahren: ab 17.10.2007 
- Sachstand der Sammelklage: noch nicht terminiert 
- Sachstand der Verfahren nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz (KapMuG): 

Anträge nach dem KapMuG sind in ausreichender Zahl gestellt (>10). Vorlagebeschluss ist 
noch nicht ergangen.  

 
2.11 LBB-Fonds 12 

- bisher vorliegende Urteile: In diesem Fonds ergingen bereits im Jahre 2005 die vier ersten 
Urteile in Einzelklageverfahren. Auf Grundlage der damaligen Rechtsprechung des LG 
(zwischenzeitlich aufgegeben) wurden die Klagen abgewiesen. In zwei der Fälle läuft 
Berufung, in den beiden anderen Fällen wurde das Abfindungsangebot angenommen. 

- bevorstehender Termin in einem Einzelklageverfahren: Januar 2008 
- Sachstand der Sammelklage: noch nicht terminiert 
- Sachstand der Verfahren nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz (KapMuG): 

Anträge nach dem KapMuG sind in ausreichender Zahl gestellt (>10). 
Bekanntmachungsbeschlüsse im elektronischen Bundesanzeiger sind ergangen. 
Vorlagebeschluss ist - aufgrund laufender Beschwerdeverfahren wegen teilweiser 
Zurückweisung der Musterfeststellungsanträge - noch nicht ergangen.  

 
2.12 LBB-Fonds 13 

- bisher vorliegende Urteile: keine 
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- bevorstehende Termine in Einzelklageverfahren: keine 
- Sachstand der Sammelklage: noch nicht terminiert 
- Sachstand der Verfahren nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz (KapMuG): 

Anträge nach dem KapMuG sind in ausreichender Zahl gestellt (>10). Vorlagebeschluss ist 
ergangen. Eine erste mündliche Verhandlung zum KapMuG-Antrag hat stattgefunden. Das 
Kammergericht hat die grundsätzliche Zulässigkeit des Musterverfahrens bejaht. 
Fortsetzungstermin am 12.02.2008. 

- Sonstiges: Der Fonds hat gegen die LBB und weitere Beteiligte ein Urteil aus vorsätzlicher 
sittenwidriger Schädigung erwirkt. Dies ist eine Anspruchsgrundlage, die Richter nur selten 
heranziehen, und die schwerstes Unrecht indiziert. Hintergrund des Urteils sind Vorgänge 
um ein nachteiliges Swap-Geschäft, das die LBB dem Fonds übergewälzt hat. Dieses Urteil 
beeinflusst unsere Prospekthaftungsklagen nicht unmittelbar, es hilft unserer Sache aber.  

 
2.13 IBV-Fonds Deutschland 1 

- bisher vorliegende Urteile: keine 
- bevorstehende Termine in Einzelklageverfahren: keine 
- Sachstand der Sammelklage: noch nicht terminiert 
- Sachstand der Verfahren nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz (KapMuG): 

Anträge nach dem KapMuG sind in ausreichender Zahl gestellt (>10). Vorlagebeschluss ist 
noch nicht ergangen.  

 
2.14 IBV-Fonds Deutschland 2 

- bisher vorliegende Urteile: fünf Urteile in Einzelklageverfahren liegen vor. IBV wurde 
verurteilt. LBB wurde nicht verurteilt. Voller Schadensersatz, kein Abzug von 
Steuervorteilen. Berufung läuft (Gegenseite will in der Berufung Klagabweisung erreichen, 
wir wollen Mitverurteilung der LBB erreichen). 

- bevorstehende Termine in Einzelklageverfahren: keine 
- Sachstand der Sammelklage: noch nicht terminiert 
- Sachstand der Verfahren nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz (KapMuG): 

Anträge nach dem KapMuG sind in ausreichender Zahl gestellt (>10). Vorlagebeschluss ist 
noch nicht ergangen.  

 
2.15 IBV-Fonds Deutschland 3 

- bisher vorliegende Urteile: sieben Urteile des Landgerichts und ein Urteil des 
Kammergerichts in Einzelklageverfahren liegen vor. IBV wurde in allen Fällen verurteilt. 
LBB wurde bislang nur in einem Verfahren verurteilt; in diesem Verfahren ist das LG zu 
einer Verurteilung u.a. aus Kapitalanlagebetrug bzw. Beihilfe zum Kapitalanlagebetrug 
gelangt. LG erkennt in sechs Fällen auf Abzug von Steuervorteilen, in dem siebten 
Verfahren sind Steuervorteile nicht abgezogen worden. Berufung läuft (Gegenseite will in 
der Berufung Klagabweisung erreichen, wir wollen Mitverurteilung der LBB und vollen 
Schadensersatz ohne Abzüge erreichen) 
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- bevorstehende Termine in Einzelklageverfahren: ab dem 16.10.2007, weitere Urteile liegen 
noch nicht vor.  

- Sachstand der Sammelklage: noch nicht terminiert 
- Sachstand der Verfahren nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz (KapMuG): 

keine Anträge gestellt.  
 
2.16 Berlin Hyp-Fonds 1 

- kleine Sammelklage in 2004 eingereicht, große Sammelklage erst in 2006 eingereicht.  
- bevorstehende Termine: ab April 2008 
- ein altes Einzelklageverfahren aus 2004 zwischenzeitlich durch Vergleich abgeschlossen. 

Vergleichsweise Zahlung war > 80 % der Zeichnungssumme 
- Sachstand der Verfahren nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz (KapMuG): 

Anträge nach dem KapMuG noch nicht gestellt, aber beabsichtigt. 
 
2.17 Berlin Hyp-Fonds 2 

- kleine Sammelklage in 2004 eingereicht, große Sammelklage erst in 2006 eingereicht 
(keine Einzelklagen). 

- bevorstehende Termine: ab März 2008 
- Sachstand der Verfahren nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz (KapMuG): 

Anträge nach dem KapMuG noch nicht gestellt, aber beabsichtigt. 
- Sonstiges: Beschluss über die Abschaffung des Minderheitenschutzes ist unlängst gefasst 

worden; hiergegen wird wie in den anderen betroffenen Fonds Klage eingereicht. Ziel ist 
auch hier, dass Land und Bankgesellschaft in diesem Fonds bis auf weiteres nicht gegen 
den Willen der Anleger-Gesellschafter agieren, insbesondere den Fonds nicht zu 
Konditionen liquidieren können, die den Interessen der Anleger entgegenstehen, und keine 
Immobilien des Fonds zu Preisen verkaufen können, die den wirtschaftlichen Interessen 
der Anleger nicht Rechnung tragen, sondern nur denen der Garanten.  

 
2.18 Bavaria Ertragsfonds 1 

- Nur Sammelklage, keine Einzelklagen. 
- Das LG hat der Sammelklage im Verhältnis zur IBV stattgegeben, im Verhältnis zu den 

anderen Beklagten nicht stattgegeben. Steuervorteile zwar abgezogen, aber durch den 
mehrjährigen Zinslauf hohe Urteilssummen erzielt (teilweise > 100 % der 
Zeichnungssumme). Berufung läuft (Gegenseite will in der Berufung Klagabweisung 
erreichen, wir wollen Mitverurteilung des Treuhänders erreichen). 

- Sachstand der Verfahren nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz (KapMuG): 
keine Anträge nach dem KapMuG gestellt. 

 
2.19 Bavaria Ertragsfonds 2 

- kleine Sammelklage in 2004, große Sammelklage in 2006 eingereicht (keine Einzelklagen). 
- bevorstehende Termine: Januar 2008 
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- Sachstand der Verfahren nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz (KapMuG): 
Anträge nach dem KapMuG wird kurzfristig eingereicht. 

 
2.20 IBV Leasing 

- Nur Sammelklage, keine Einzelklagen. 
- Verfahren insgesamt durch Annahme der Einigungsangebote abgeschlossen 

(Zahlungshöhe 90 % der Zeichnungssumme) 
 
2.23 Zusammenfassend: Die drei Hauptstreitpunkte in den bisherigen Prozessen 
Im Wesentlichen lassen sich drei Hauptstreitpunkte unterscheiden: die Auseinandersetzung mit 
fehlerhaften Angaben im Prospekt, die Frage nach den richtigen Haftungsadressaten (nur IBV oder 
auch LBB?) sowie die Frage nach der Anrechenbarkeit von Steuervorteilen auf den entstandenen 
Schaden. Neben diesen materiell-rechtlichen Fragen hat uns eine prozessuale Frage sehr 
beschäftigt, nämlich die Frage nach dem Betreiben von Musterverfahren nach dem Kapitalanleger-
Musterverfahrensgesetz (KapMuG). Zu den Einzelheiten:  
 
Mit der Einsicht, dass die Prospekte gravierende Fehler aufweisen, haben wir uns mittlerweile 
flächendeckend überall dort durchgesetzt, wo bisher Verhandlungen stattgefunden haben. Hier 
bewährt sich die interdisziplinäre Zusammenarbeit zwischen Recht, Wirtschaft und Steuern in ganz 
besonderer Weise. Wenn auch die Einzelheiten von Fall zu Fall differieren, so bleibt doch das 
Ergebnis – die gerichtliche Feststellung von Prospektfehlern – erfreulicherweise gleich. So mögen 
etwa im einen Fall eher die „strukturellen“ Fehler hinsichtlich der falsch dargestellten Garantien 
den Ausschlag geben (so war es z.B. im Bavaria Ertragsfonds 1), während im anderen Fall eher 
anstößige Objektverlagerungen das Gericht überzeugten (so in den LBB-Fonds 10 und 11) oder 
bei den Beklagten Kenntnis erheblicher Probleme, die im Prospekt verschwiegen wurden, bestand 
(so beim IBV Deutschland 3), wir haben uns aber in jedem Fonds mit der Einsicht durchgesetzt, 
dass die Prospekte gravierend fehlerhaft und somit die Klagen dem Grunde nach berechtigt sind.  
 
Bei der Frage, welcher Beklagte richtigerweise verurteilt werden muss, ist zu differenzieren: Die 
Haftung der IBV als Initiatorin, Gründungsgesellschafterin und Prospektherausgeberin wurde in 
allen Fällen bejaht und steht mittlerweile bei sämtlichen Kammern des Landgerichts Berlin sowie in 
den anhängigen Berufungsverfahren vor dem Kammergericht nicht mehr in Frage. Die Haftung der 
LBB wird demgegenüber in den Verfahren bisher (noch) überwiegend verneint. Zur Begründung 
wird angeführt, dass die Treuhandvereinbarung mit der Bank keine vorvertraglichen Aufklärungs-
pflichten gegenüber den Anlegern begründen könne, da eine Prüfung der rechtlichen oder 
wirtschaftlichen Voraussetzungen gerade nicht Gegenstand dieser Vereinbarung gewesen sei. 
Dass dies nicht richtig sein kann, lässt sich allein schon daran feststellen, dass die Rolle der LBB 
weit über den „normalen“ Aufgabenkreis einer Treuhandbank hinausgegangen ist. Sie war über 
ihre Vorstände maßgeblich in die Initiierung und Konzeption der Fondsreihe, deren 
Namensgeberin sie bis zum LBB Fonds 13 zugleich war, eingebunden. Darüber hinaus finanzierte 
und finanziert sie den überwiegenden Teil der Fondsobjekte und hat im Zuge der 
Finanzierungsprüfung, die überwiegend vor Prospektauflage erfolgte, detaillierte Kenntnis aller 
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relevanten Fakten erlangt. Dies alles haben wir durch eine Vielzahl an Beweismitteln belegen 
können. Aus ihren Kenntnissen bei der Fondsauflegung ergeben sich nach unserer 
Rechtsauffassung mindestens Warn- und Hinweispflichten gegenüber dem Anleger, der die LBB 
schuldhaft nicht nachgekommen ist. Die erforderliche Sonderbeziehung lag durch die 
Treuhandvereinbarung, die jeder Anleger im Zusammenhang mit seiner Beitrittserklärung 
abschloss, unbestreitbar vor. Insoweit halten wir die bislang vorherrschende Auffassung des 
Landgerichts Berlin in diesem Punkte für rechtsfehlerhaft. Wir nehmen erfreut zur Kenntnis, dass 
zwischenzeitlich zumindest in einem ersten Fall die LBB mit verurteilt worden ist und zudem ein 
Hinweisbeschluss des KG vorliegt, in welchen Fällen generell mit einer Verurteilung der LBB 
gerechnet werden darf.  
 
Unterschiedliche Auffassungen gibt es auch bei der Frage der Anrechnung der Steuervorteile auf 
den entstandenen Schaden. Hierbei geht es darum, ob sich ein Anleger die aus der Beteiligung 
erzielten steuerlichen Vorteile auch dann anrechnen lassen muss, wenn er zum maßgeblichen 
Zeitpunkt andere, steuerlich vergleichbare alternative Anlageprodukte angeboten bekommen hat 
bzw. vorträgt, dass er sich bei sachgerechter Aufklärung jedenfalls an einem steuerlich 
vergleichbaren Produkt beteiligt hätte. Streit besteht insbesondere darüber, was der jeweilige 
Kläger hierzu zum Nachweis vortragen muss. Auch innerhalb des Landgerichts Berlin gibt es dazu 
keine einheitliche Rechtsauffassung. Mittlerweile liegen aber schon eine Reihe von Urteilen vor, in 
denen voller Schadensersatz ohne Anrechnung von Steuervorteilen zuerkannt worden ist. Wir 
können aus den bisherigen Urteilen ersehen, in welchem Umfang zu dieser Frage vorgetragen 
werden muss, damit Steuervorteile nicht schadensmindernd abgezogen werden, und bereiten dies 
für alle Kläger entsprechend vor. 
 
2.24 Zusammenfassend: Die Musterverfahren nach dem KapMuG 
Um zu einer einheitlichen Rechtsanwendung zu gelangen und Rechtssicherheit für die Kläger zu 
erhalten, haben wir in der Mehrzahl der Fonds alle problematischen Fragen zum Gegenstand 
unserer Musterfeststellungsanträge nach dem Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz (KapMuG) 
gemacht. Zu diesem Gesetz und den angestrebten bzw. bereits in Durchführung befindlichen 
Musterverfahren möchten wir im Folgenden noch einige weiterführende Informationen geben: 
 
Das KapMuG ermöglicht die rechtsverbindliche Klärung übergreifender Rechtsfragen im Rahmen 
von Schadensersatzprozessen aufgrund falscher, irreführender oder unterlassener Kapitalmarkt-
information durch das übergeordnete Oberlandesgericht (OLG). Der Gesetzgeber bezweckte mit 
der Schaffung dieses Gesetzes eine Straffung und effizientere Handhabung von Prozessen mit 
einer Vielzahl von Klägern und gleichzeitig eine Vereinheitlichung der Rechtsprechung bei 
gleichgelagerten Sachverhalten. Für die Einleitung eines Musterverfahrens ist es notwendig, dass 
innerhalb einer Frist von vier Monaten mindestens 10 gleichgerichtete Musterfeststellungsanträge 
beim Prozessgericht gestellt und im Klageregister des elektronischen Bundesanzeigers bekannt 
gemacht werden. Wird das Quorum erreicht, ergeht ein Vorlagebeschluss zum OLG bzw. in Berlin 
zum Kammergericht. Mit Erlass des Vorlagebeschlusses wird das Musterverfahren beim 
OLG/Kammergericht eingeleitet. Das OLG/Kammergericht bestimmt sodann einen Musterkläger 
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und macht den Vorlagebeschluss im Klageregister bekannt. Die anderen Ausgangsverfahren 
werden ausgesetzt und dadurch automatisch alle Kläger der ausgesetzten Verfahren dem 
Musterverfahren beigeladen. Danach kann das Musterverfahren beginnen. Das Musterverfahren 
wird durch einen Musterentscheid abgeschlossen. Ein rechtskräftiger Musterentscheid entfaltet 
Bindungswirkung gegenüber allen Beteiligten im jeweiligen Ausgangsverfahren. Gegen den 
Musterentscheid ist immer die Rechtsbeschwerde beim BGH zulässig.  
 
Insgesamt wurden zu den Fonds, in denen wir Verfahren nach dem KapMuG betreiben, jeweils 
mehr als zehn gleichgerichtete Musterfeststellungsanträge gestellt und überwiegend bereits im 
Klageregister des elektronischen Bundesanzeigers bekannt gemacht. Die Zulässigkeit unserer 
Anträge wurde durch die zuständigen Kammern im Wesentlichen bejaht. Dennoch erweist sich 
dieses neue rechtliche Instrument in der alltäglichen Nutzung immer noch als ein wenig „sperrig“. 
Vor allem dann, wenn von uns für das Musterverfahren vorgesehene Feststellungsziele vom 
Gericht zurückgewiesen werden, kommt es zu unnötigen, ausschließlich durch das Landgericht 
veranlassten Verzögerungen. Dennoch halten wir dieses rechtliche Instrument weiterhin für 
geeignet, mit vertretbarem Kostenaufwand zu belastbaren, für alle Zeichner geltenden Klärungen 
zu kommen. Die Feststellungsziele unterscheiden sich bei den einzelnen Fonds lediglich im 
Hinblick auf die Prospektfehler. Ansonsten sind die Feststellungsziele im Hinblick auf die 
vertraglichen Ansprüche, die Verjährungs- und Ausschlussklauseln sowie zur Schadenshöhe 
aufgrund der identischen Vertragsgestaltung der Fondsprospekte weitestgehend vergleichbar.  
 
3. Entwicklungen auf Fondsebene  
 
Hier sind aus unserer Sicht insbesondere zwei Punkte relevant: die Versuche von Land und 
Bankgesellschaft, in den Fonds den Minderheitenschutz abzuschaffen, und die Bemühungen um 
eine Einigung zwischen den Fonds und ihren Garantiegebern über die gesamten Garantie-
leistungen.  
 
Zur Abschaffung des Minderheitenschutzes: Der Presse war zu entnehmen, dass das Land die 
Immobilien aus Ihren Fonds verkaufen will. Ein derartiger Verkauf ist aber nicht ohne weiteres 
möglich, denn die fraglichen Immobilien gehören nicht dem Land, sondern sie gehören jeweils 
einem konkreten Fonds (also, rechtlich betrachtet, einer bestimmten Kommanditgesellschaft). Um 
verkaufen zu können, müsste der jeweils betroffene Fonds in seinen Gesellschafterversamm-
lungen einen Verkaufsbeschluss bezüglich konkreter Immobilien oder aber sogar einen Beschluss 
über seine Gesamtliquidation fällen. Derartige Beschlüsse sind aber – aus gutem Grund – nur mit 
sehr hohen Zustimmungsquoten erreichbar. Denn auch eine Minderheit von Zeichnern soll nicht 
von der Mehrheit an die Wand gedrückt, benachteiligt und aus dem Fonds gedrängt werden 
können (sogenannter „Minderheitenschutz“). Dies spielt eine besondere Rolle im Hinblick auf das 
Andienungsrecht, das sich die Zeichner, die sich gegen eine Klage und gegen die Annahme der 
Abfindungsangebote entschieden haben, erhalten wollen. Es ist aber auch wesentlich für die 
Zeichner der Fonds, bei denen die Abfindungsangebote vielfach aus steuerlichen Gründen noch 
nicht angenommen wurden. Die IBV reagiert auf dieses – aus ihrer Sicht – bestehende Problem in 
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naheliegender Weise: Sie versucht, den Minderheitenschutz im Beschlusswege abschaffen zu 
lassen. Diesem Anliegen haben aber die bislang mit der Sache befassten Gerichte einen Riegel 
vorgeschoben, siehe die oben referierten Urteile zum LBB 3 und LBB 4. Das bedeutet: Der 
Minderheitenschutz besteht noch, die Verkäufe können nicht gegen den Willen der Gesellschafter 
durchgeführt werden. Wir haben darauf geachtet, in allen Fonds, in denen noch Mandanten von 
uns Gesellschafter sind, Klagen gegen die Abschaffung des Minderheitenschutzes einreichen zu 
lassen (beim LBB 8 läuft die Anfechtungsklage über eine andere Kanzlei, die wir unterstützen). Wir 
denken, dass der bisherige Verlauf der Verfahren den Zeichnern Recht gibt und einen weiteren 
Anlass setzt, dass Land und Bankgesellschaft sich mit den Zeichnern insgesamt einigen sollten.  
 
Zu den Einigungsbemühungen hinsichtlich der offenen Garantieleistungen ist folgenden zu sagen: 
Offiziell werden seit Anfang 2007 Vergleichsverhandlungen über die Garantieleistungen zwischen 
den Fonds und den Garanten geführt. Verhandlungsführer auf Fondsebene sind die Geschäfts-
führer der IBV sowie der Komplementär zahlreicher Fonds Raimund Hoffmann und der Koordinator 
der Verwaltungsräte Dr. Ulf Lassen. Um die Verhandlungen mit ausreichend Zeit führen zu 
können, wurde ein wechselseitiger Verzicht auf Einrede der Verjährung zunächst bis zum 
30.6.2007, dann bis zum 31.12.2007 erklärt. Eine weitere Verlängerung wurde bereits 
angekündigt. Einbezogen in diese Verhandlungen sind die sog. "Garantiefonds", also die Fonds 
LBB 3 bis 13, IBV Deutschland 1 bis 3 und Bavaria Ertragsfonds 1, ferner die sog. "Nebenfonds", 
insbesondere die Fonds Berlin Hyp 1 und 2, Bavaria Ertragsfonds 2, IBV International 1 und 2, 
LBB 1 und 2 sowie verschiedene kleinere Fonds.  
 
Während die Ansprüche gegenüber den Garanten in allen Fonds im Wesentlichen aufbereitet 
wurden - dies wurde durch die IBV über die Kanzlei Taylor Wessing veranlasst -, sieht es 
hinsichtlich der Ansprüche gegenüber der IBV sehr unterschiedlich aus. Bei den "Garantiefonds" 
liefen flächendeckend Sonderprüfungen zur Ermittlung dieser Ansprüche, und über die 
Verwaltungsräte wurden verschiedene Anwaltskanzleien eingeschaltet, die in Zusammenarbeit mit 
den Sonderprüfern die Ansprüche gegenüber der IBV erarbeitet und geltend gemacht haben. Bei 
diesen Fonds sind auch diese Ansprüche Gegenstand der Vergleichsverhandlungen. Bei den 
"Nebenfonds" wurde eine vergleichbar umfassende Anspruchsprüfung nur in Einzelfällen 
durchgeführt (z.B. beim Berlin Hyp Fonds 1 über die Sonderprüfungstätigkeit der K&M Beratung 
und Management GmbH und die anwaltliche Vertretung über die Kanzlei Schirp Schmidt-
Morsbach Apel). Insofern wird bei den "Nebenfonds" auch nur über die dokumentierten und bereits 
geltend gemachten Ansprüche verhandelt. Bisher haben die Verhandlungen noch nicht zu einem 
abschließenden Ergebnis geführt. Vor diesem Hintergrund wurde eine Verlängerung des 
Verjährungsverzichts über den 31.12.2007 hinaus bereits angekündigt.  
 
Was uns an den Verhandlungen nicht gefällt: Laufende Gerichtsverfahren, die zu Gunsten der 
Fonds verliefen, wurden ebenfalls ausgesetzt. Die Vergleiche werden möglicherweise auch in den 
Fällen zum Abschluss empfohlen, in denen mit sehr großer Wahrscheinlichkeit davon auszugehen 
ist, dass die Ansprüche der Fonds auf dem Gerichtsweg in vollem Umfang durchgesetzt werden 
können. Darüber stellt sich die Frage, ob insbesondere bei den Nebenfonds, die nicht durch 
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Garantien abgesichert sind und Liquidität dringend benötigen, diese Verhandlungen lediglich zu 
zeitlichen Verzögerungen führen, ohne dass ein befriedigendes Ergebnis für die Fonds erzielt wird. 
Nachvollziehbar ist ebenfalls nicht, warum die sog. "Objektfonds", also Prinzregentenstraße, BUD, 
Alexanderhaus und Brandenburgische Straße, über deren Ansprüche überhaupt nicht verhandelt 
wird, mit in den gegenseitigen Verzicht auf Einrede der Verjährung und in die damit einhergehende 
Friedenpflicht einbezogen wurden. Diesen Fonds wird auf diesem Weg überhaupt nicht geholfen. 
 
Eine besondere Rolle spielen die Ansprüche der "Garantiefonds" aus den Generalmiet- und 
Mietgarantieverträgen. Hier brauchen die Fonds nicht nur eine Klärung von Ansprüchen aus der 
Vergangenheit, sondern eine ganz klare Regelung für die Zukunft. Bisher ist für uns nicht 
erkennbar, dass eine solche ebenfalls Gegenstand der Verhandlungen ist. Dabei sind die Verträge 
- soweit sie uns vorliegen - denkbar einfach gestrickt und müssten einfach nur eingehalten werden. 
Hier geht es in vielen Fällen nicht mehr um eine Klärung von Rechtsfragen, sondern lediglich um 
Vertragstreue. Nach unserer Auffassung sollten diese Ansprüche daher vollständig separat 
verhandelt werden.  
 
Eine wesentliche offene Frage stellt sich hinsichtlich der Fonds, die in größerem Umfang 
Immobilien im sozialen Wohnungsbau in Berlin besitzen. Bei diesen Immobilien ist dringend zu 
klären, ob der Wegfall der Anschlussförderung über den jeweiligen Generalmiet- und Mietgarantie-
vertrag abgedeckt wird oder ob davon auszugehen ist, dass nach Ablauf der Grundförderung (ab 
2011) rd. zwei Drittel der Einnahmen aus diesen Immobilien wegfallen und der Minderertrag den 
jeweiligen Fonds belastet. 
 
Mit Bedenken erfüllt uns auch die Entwicklung in den Verwaltungsräten der Fonds. Nachdem die 
Verwaltungsräte Michael Lange und Philipp Freisem zunächst angekündigt hatten, nicht mehr 
erneut für die Verwaltungsräte zu kandidieren, da die Mehrzahl ihrer Kunden die Abfin-
dungsangebote bereits angenommen habe, stellen sie sich nicht nur erneut in diesen Fonds zur 
Wahl, sondern auch in anderen Fonds, in denen sie bisher nicht tätig waren, nicht über 
nennenswerte Vollmachten verfügen und auch nicht selbst Zeichner sind. Zwischenzeitlich wurden 
beim LBB 5 und beim Bavaria Ertragsfonds 1 die Mehrfachverwaltungsräte Lange, Freisem und 
Dr. Lassen gegen sämtliche Saalstimmen und im Wesentlichen mit den Stimmen der IBV und der 
FinTech 21. GmbH gewählt, die diese Fonds majorisieren. Was kann der Grund für dieses 
Verhalten sein? Im Rahmen der Verwaltungsratssitzungen im Oktober 2007 hat Herr Lange bereits 
angekündigt, dass er - ohne dass bisher Verhandlungsergebnisse vorlägen - davon ausgehe, dass 
in jedem Fall annehmbare Vergleiche unterbreitet werden, denen man zustimmen solle. Wir 
überlassen es jedem Leser, aus diesem Sachverhalt eigene Schlüsse zu ziehen. 
 
4. Ausblick und nächste Schritte  
 
Die prozessualen Auseinandersetzungen werden, wie Sie aus dem oben referierten Ablauf 
ersehen können, noch geraume Zeit in Anspruch nehmen. Wir bedauern, die Verfahren nicht 
stärker beschleunigen zu können. Auf Umstände in der Sphäre der Gerichte haben wir jedoch nur 
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sehr begrenzten Einfluss. Und die schiere Masse der eingereichten Verfahren war so groß, dass 
das Landgericht Berlin quantitativ an seine Grenzen gelangt ist. Entscheidend ist hier jedoch, dass 
während der gesamten Dauer des Verfahrens der Rechtshängigkeitszins zugeschlagen wird, der 
sich in der Vergangenheit schon auf deutlich über 7%, derzeit sogar auf über 8 % beläuft. Der 
Betrag, den die Kläger bei einem letztlich positiven Ausgang des Verfahrens erhalten werden, 
erhöht sich daher dauernd, und zwar um einen Zinssatz, wie er derzeit mit anderweitigen 
Geldanlagen nicht erzielt werden kann. Das bedeutet natürlich keineswegs, dass wir nicht an 
einem zügigen Abschluss der Verfahren interessiert sind – im Gegenteil, bei uns geschieht alles, 
um möglichst schnell zu Ergebnissen im Sinne unserer Mandanten zu kommen. Aber solange wir 
durch außerhalb unserer Arbeit liegende Umstände nicht schneller zu Urteilen kommen können, 
entsteht den Klägern zumindest durch die Verzögerung kein wirtschaftlicher Schaden. Im 
Vergleich: Die Anleger, die aus steuerlichen Gründen mit der Annahme der Abfindungsangebote 
noch warten und keine Klage eingereicht haben, bekommen für jedes weitere Jahr seit Abgabe der 
Angebote nur eine Verzinsung von 3% auf die Abfindungssumme, also eine deutlich geringere 
Verzinsung. 
 
Schwer einzuschätzen ist, wann und wie sich das Land zu Verhandlungen über eine Abfindung der 
Kläger bereit finden wird. Schon seit geraumer Zeit hören wir über den „Buschfunk“, dass es in 
naher Zukunft zu einem verbesserten Abfindungsangebot für die Kläger kommen werde; bisher ist 
uns ein förmliches Angebot allerdings noch nicht gemacht worden. Dass ein solches Angebot 
demnächst auf den Tisch kommt, wäre aus Sicht des Landes überaus schlüssig, eigentlich sogar 
zwingend. Denn der bisherige Verlauf der Dinge kann dem Land nicht gefallen. Zum einen haben 
wir bewiesen, dass wir unsere Verfahren gewinnen; mithin kann das Land perspektivisch 
erkennen, dass es letztlich wird bezahlen müssen. Zum zweiten wird die dann zu erbringende 
Zahlung wegen des auflaufenden Rechtshängigkeitszinses deutlich höher ausfallen als eine 
zeitnahe Einigung mit den Klägern. Vor allem aber ist das Land derzeit gehindert, mit den 
Immobilien der Fonds nach seinen Vorstellungen zu verfahren, insbesondere die Immobilien zu 
verkaufen. Aus diesen Gründen gehen wir davon aus, dass es tatsächlich zu Einigungsangeboten 
kommen wird.  
 
 
für Schirp Schmidt-Morsbach Apel für K&M Beratung und Management GmbH 
Rechtsanwälte 
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